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Das Verhältnis zu den 
Bewegungen

Luxemburg im Vorfeld des Irak-Krie-
ges. Es gab viele Debatten in der Abge-
ordnetenkammer. Die Regierung ver-
suchte in ihren Erklärungen lange das 
Hauptgewicht auf die Anschuldigun-
gen gegen das Regime Saddam Hus-
seins zu legen und die militärische 
Option nicht von vorneherein zu ver-
urteilen, auch wenn sie sich Mühe gab, 
nicht zu den Falken gezählt zu wer-
den. Es war das klassische Szenario, das 
den Krieg als unvermeidlich ansah 
und nichts wirklich unternahm, um 
ihn zu verhindern. Ich erinnere mich 
gut daran, dass Juncker zu einem 
bestimmten Zeitpunkt mit einer mich 
stutzig machenden Eindringlichkeit an 
die Deputierten appellierte, das Inter-
esse Luxemburgs nicht aus dem Auge 
zu verlieren. Ohne Zweifel hatte der 
Regierungschef damals solche Sachen 
im Sinne, wie das Anlandziehen von 
AOL, das mehrere Monate später Wirk-
lichkeit werden sollte.

Kurz darauf gab es in Luxemburg 
nie da gewesene Massendemonstratio-
nen gegen den Krieg. Für die Tausen-
den Demonstrantinnen und Demon-
stranten zählten allein die Leben der 
zukünftigen Opfer des Irakkrieges und 
die unwahrscheinliche politisch-juristi-
sche Provokation, die der Bush-Krieg 
für die Welt darstellte. Diese Demon-

stranten hatten damit eher die grund-
legenden, längerfristigen Interessen der 
Menschen, auch in Luxemburg, im Sinn, 
als der Taktierer Juncker, der einen Krieg 
für AOL-Einnahmen, wenn auch nicht 
gerne, so doch ohne große Widerrede in 
Kauf nahm!

Heute spielt die öffentliche Meinung, 
spielen Bewegungen und Vereinigun-
gen eine viel wirksamere und direktere 
Rolle als zu Zeiten in denen die öffent-
liche Diskussion in institutionalisierte-
ren und gelenkteren Bahnen verlief. Die 
Abnahme an Bedeutung des Staates im 
Zuge der Globalisierung und Libera-
lisierung bricht manchmal unverhofft 
der Zivilgesellschaft die Bahn. Es ist ja 
kein geringes Paradox, dass die Antiglo-
balisierungsbewegung zur ersten welt-
weiten Globalisierung der Widerstände 
geführt hat.

Die sozialen Bewegungen sind für unser 
Politikverständnis entscheidend wich-
tig, viele Mitglieder und Sympathisan-
ten von uns sind in ihnen engagiert.

Das Verhältnis zu den Institutionen

Wir sind für eine Stärkung des Parla-
mentes und der Gemeinderäte als unver-
mittelter Ausdruck der Volkssouveräni-
tät, dies umso mehr als deren Kompe-
tenzen dauernd von ungewählten Gre-
mien beschnitten werden. Wir wollen 
sie durch Formen der direkten Demo-

kratie, vor allem aber durch eine Einfüh-
rung von direkten Informations- und 
Mitbestimmungsmechanismen auswei-
ten. Auf der anderen Seite sind wir 
gegen die Konfiskation dieser „Volks-
macht“ durch eine Politikerklasse, die 
sich als Beruf verfestigt. In einem Gut-
achten zur Reform des Wahlgesetzes1 
haben wir sehr früh zu diesen Fragen 
der Demokratie Stellung genommen.

Ich betrachte die Arbeit im Parlament 
nicht als sterile oder demagogische 
Oppositionspolitik. Wenn für uns das 
Parlament das eigentliche politische 
Gremium sein soll, und nicht die Regie-
rung, muss man es auch ernst nehmen. 
Unsere Kritiken gehen oft radikal an 
die Wurzeln der Probleme. Wir scheuen 
uns nie, gesellschaftliche Verhältnisse 
bloß zu legen, wo andere nur verschlei-
ern, unsere Vorschläge bleiben jedoch 
immer realistisch und nuanciert. Ich 
hatte zu keinem Zeitpunkt das Gefühl, 
im Parlament einen ultraminoritären, 
einen „extremlinken“ Standpunkt zu 
vertreten, der nicht von einer Mehrheit 
der Leute, die zuhören und zusehen, 
geteilt werden könnte.

Ein Beispiel unserer Einstellung zur Par-
lamentsarbeit: Die Diskussion um die 
Lehrbeauftragten. Diese Frage hat uns 
gereizt, obschon sie zu heftigen Polemi-
ken zwischen Gewerkschaften geführt 
hatte, in denen Mitglieder von uns 
engagiert sind. Wir haben uns mit 
allen Betroffenen getroffen, Lösungsvor- 
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schläge ausgearbeitet und in der Kam-
mer eingebracht, so als seien wir selbst 
in der Regierung. Die eigentliche Regie-
rung hat das Problem schlampig über 
die Köpfe der Leute hinweg „gelöst“, 
womit keinem gedient ist.

Wir handeln also im Parlament verant-
wortungsbewusst, auch aus der Oppo-
sition heraus. Wir sind keine eigentli-
che Protestpartei, obschon natürlich bei 
uns der Protest gegen die gesellschaftli-
chen Verhältnisse stark ausgeprägt ist, 
z.B. auch auf der Strasse, in der direk-
ten Konfrontation mit den „Ordnungs-
kräften“, wenn der Besitz gegen den 
sozialen Protest verteidigt werden soll, 
wenn die Opposition wieder bespitzelt 
und photographiert wird, wenn Flücht-
linge ausgewiesen werden.

W.F.Haug nennt einen Widerstand, bei 
dem der Kritisierte als eine „mono-
lithische Positivität des Negativen“ 
erscheint, fundamentalistisch.2 Auch 

die Linke hat manchmal ihre „Schur-
kenbegriffe“: „der“ Kapitalismus, „der“ 
Imperialismus…
Man bemerke dagegen die Formulie-
rung in Artikel 1 der Statuten von Déi 
Lénk: „Die Zurückdrängung und Über-
windung des Kapitalismus ist für sie 
nicht Ziel an sich, sondern Mittel zum 
Zweck: einer aktiven Demokratie, auch 
am Arbeitsplatz und in der Wirtschaft; 
einer Entwicklung der sozialen Bezie-
hungen zu Gleichheit und Koopera-
tion; der individuellen Entfaltung und 
Freiheit der Menschen abseits von 
materieller Not, ökonomischer Aus-
beutung, sozialer, geschlechtlicher oder 
ethnischer Diskriminierung, politischer 
Unterdrückung, kultureller Entmündi-
gung, Raubbau an der natürlichen 
Umwelt. Es gibt kein fertiges soziali-
stisches Projekt, die Gesellschaft von 
morgen entsteht aus der Realität von 
heute, aus den Bedürfnissen und Forde-
rungen der Menschen, die in der heuti-
gen Gesellschaft leben.“

Eigentlich ist damit vieles über das 
Selbstverständnis von Déi Lénk in der 
Gesellschaft von heute gesagt. Die 
Machtfrage ist stark relativiert und pro-
blematisiert, nicht Teil eines politischen 
Kalküls, aber eine Frage der Selbstbe-
stimmung der Menschen, der Demokra-
tie. Eine Regierungsbeteiligung unter 
aktuellen Voraussetzungen lehnen wir 
ab, weil sie aussichtslos wäre und den 
Leuten die Hoffnung nähme. Auf loka-
ler Ebene beteiligen wir uns am Escher 
Schöffenrat, solange konkrete Verände-
rungen möglich sind und neoliberale 
Konzepte nicht zu Breschen in unse-
rem Selbstverständnis führen.

Das Verhältnis zur Nation

Linke Parteien haben bisher immer nicht 
nur im staatlichen Rahmen, sondern 
auch im Rahmen der Nation gehan-
delt.

Auch diese Grenze gilt es in den Köp-
fen zu überwinden. Sie ist bereits in 
der Realität überwunden: Die aktive 
Bevölkerung, das sind: ein Drittel ein-
heimische „Nationale“, ein Drittel ein-
heimische „Fremde“ (welch ein Wider-
spruch!), ein Drittel „Grenzgänger“. 
Das politische Leben ist aber immer 
noch allein auf das erste Drittel fokus-
siert.

Es geht um die Selbstbestimmung 
der Menschen, die hier wohnen und 
arbeiten, unabhänghig der Nationali-
tät. Eigene starke Rechte müssen aus 
dem Wohnen und Arbeiten abgeleitet 
werden. Den Begriff „citoyenneté de 
résidence“ ziehe ich dem der doppelten 
Nationalität vor. Doppelte Nationalität 
bedeutet zwar einen Fortschritt, bleibt 
aber eine Verschleierung und ein star-
kes Selektionsverfahren (man braucht 
nur das Naturalisationsverfahren kon-
kret in Augenschein zu nehmen).

Die Regierung hat wohl ein Konzept 
für die Großregion, jedoch eins, das 
prioritär die Standortlogik fördert, so 
weit und so lange es noch geht, das 
heisst immer weniger. Das Konzept ist 
das eines Tigerstaates der im Wesent-
lichen die Substanz aus dem benach-
barten Ausland abzieht, ohne die Infra-
strukturen dort (Schulen z.B.) zu finan-
zieren, von denen aber „Luxemburg“ 
profitiert, was zum Teil die ausserge-
wöhnlichen PIB-Steigerungsraten und 
den „Reichtum“ erklärt.



November 2003		  25Opposition

Das Verhältnis zur Wirtschaft
Die Luxemburgerinnen und Luxembur-
ger müssen verstehen, dass diese Politik 
nicht vorrangig für sie gemacht wird, 
sondern für die, welche die Wirtschaft 
leiten. 

Bei der Debatte zum „développement 
durable“ wurde verkündet, die „externa-
lisierten“ (das heißt die der Öffentlich-
keit aufgehalsten) Kosten der Umwelt-
belastung müssten in die Preise der 
Betriebe integriert werden, da Betriebe 
nicht gratis von der Natur profitieren 
könnten.

Der Preis der Arbeit wird jedoch zuneh-
mend für die Betriebe „externalisiert“ 
(z.B. in der Frage der Finanzierung der 
Arbeitslosigkeit). Man ist auf der Rech-
ten und auch bei einem Teil der Linken 
anscheinend der Meinung, man solle 
froh sein, dass die Betriebe überhaupt 
Arbeit schaffen. So als ob es nicht allein 
die Arbeit sei, die Werte und auch die 
märchenhaften Mehrwerte schaffe, die 
Luxemburg für ausländische Investoren 
so attraktiv machen… 

Die entscheidende Frage der Zukunft 
ist die der Bestimmung der Menschen 
über ihre wirtschaftlichen Bedingun-
gen, die absolutistisch fremdbestimmt 
werden.

Das Selbstverständnis als 
politische Bewegung

Die inhaltliche und formelle 
Neubegründung auf der Linken war 
immer ein bestimmender Bestandteil 
des Selbstverständnisses von Déi Lénk. 
Sie war nie ein für die Zeit der Wahlen 
begrenztes Zweckbündnis verschiede-
ner politischer Komponenten, wenig-
stens nicht für die meisten ihrer Mit-
glieder, die alle individuelle Mitglieder 
sind und von denen viele nie vorher 
politisch aktiv waren. Sie stellte auch 
organisatorisch etwas völlig Neues in 
der Politik dar: kollektives Arbeiten in 
für alle Mitgliedern offenen Gremien, 
Antikumulbestimmungen, Rotations-
prinzip.

Auch die Selbstbestimmung der eige-
nen Organisation ist ein wichtiges Ziel 
für Déi Lénk. Leider wurde das in der 
Presse nie so dargestellt, so dass auch 
die angekündigte einseitige Entschei-
dung der KPL, mit eigenen Listen zu 
kandidieren, als ein existentieller Bruch 
überbewertet wird. Sicher: Gelänge es, 
den „Streit“ beizulegen und die Mit-
glieder der KPL wieder zur Zusammen-
arbeit zu bringen, wäre das im Inter-
esse der Linksbewegung und des „Ope-
rierenkönnens mit Antinomien“, das 
B.Brecht 1930 als wesentliche Voraus-

setzung der Politikfähigkeit von linken 
Parteien bezeichnet hatte. An uns darf 
es jedenfalls nicht liegen, gerade Déi 
Lénk war in Europa bahnbrechend bei 
dem Zusammenbringen von verschie-
denartigen politischen Kräften, übrigens 
bis in linke sozialistische und grüne 
Kreise hinein!

Durch das Engagement ihrer Mit-
glieder, ihre Verwurzelung in der 
Gesellschaft, das Experimentieren von 
neuen politischen Formen seit bald 
5 Jahren (10 Jahre wenn man den 
außerparlamentarischen Prototyp Nei 
Lénk dazurechnet, der eine wichtige 
Übergangsrolle spielte) hat Déi Lénk – 
wenn auch mit den normalen organi-
satorischen Schwierigkeiten - gewisse 
Grundlagen einer neuen linken politi-
schen Kultur geschaffen, die auch nach 
den Wahlen weiterbestehen wird, weil 
sie den Notwendigkeiten der neuen, 
bitteren aber gleichzeitig stimulieren-
den Zeiten entspricht.

Mehr über Déi Lénk in: www.lenk.lu, 
mit Links zu goosch.lu, der wöchentli-
chen Internetzeitung, und zum Cham-
bersite von Déi Lénk, welcher die Reden 
im Parlament und kurze Zusammenfas-
sungen dazu enthält (im Aufbau).

1 http://www.lenk.lu/IMAGES/SUJET/doc_ 
0022.pdf
2 http://www.pst.ch/suisse/quefaire-fr.pdf


